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Export-Compliance:

Organisation der innerbetrieblichen Exportkontrolle

Bei der Organisation der innerbetriebli-

chen Exportkontrolle ist eine systema-

tische Vorgehensweise wichtig, da hier 

eine Vielzahl von gesetzlichen Regeln 

zu beachten sind, die zudem noch stän-

digen Änderungen unterworfen sind. 

Grundsätzlich müssen sich die Unter-

nehmen alle erforderlichen Informa-

tionen beschaffen, denn Verstöße ge-

gen exportkontrollrechtliche Vorgaben 

können erhebliche straf- und bußgeld-

rechtliche Konsequenzen nach sich 

ziehen. Bitte beachten Sie auch, dass 

Ausfuhrverbote und Genehmigungs-

pflichten bereits bei Vertragsabschluss 

zu prüfen sind, das gilt insbesondere 

für Länderembargos. 

Es wird empfohlen, bei der exportkon-

trollrechtlichen Prüfung in folgenden 

Schritten vorzugehen:

1. Schritt: Länderembargos prüfen

Die erste Prüfungsebene in der Export-

kontrolle sind immer Länderembargos. 

Zum Jahresende 2023 sind folgende Län-

derembargos zu beachten:

Armenien, Aserbaidschan, Belarus (Weiß-

russland), Burundi, China,  Guinea, Gui-

nea-Bissau, Haiti, Irak, Iran, Jemen, Kongo, 

Libanon, Libyen, Mali, Myanmar (Birma), 

Nicaragua, Nordkorea, Russland, Ukraine/ 

Krim, Simbabwe, Somalia, Sudan, Südsu-

dan, Syrien, Türkei, Tunesien, Venezuela, 

Zentralafrik. Republik. Stand: 31.10.2023 

(Hinweis zu Fettdruck: Waffenembargoland 

i. S. d. Art. 4 Abs. 1 b) der Verordnung (EU) 

Nr. 2021/821)

Sobald ein Bezug zu Lieferungen in diese 

Länder besteht, sind die einschlägigen 

Embargovorschriften zu prüfen. Sinn-

vollerweise erfolgt die Embargoprüfung 

daher immer dann, wenn ein konkreter 

Anlass besteht.

Beispiel: Ein Hamburger Handelshaus 

bekommt von einem Unternehmen aus 

Amsterdam den Auftrag, eine Ware in 

den Hafen nach Rotterdam zu liefern. 

Die Ware soll als „Kommission AL BAKR, 

TEHERAN/ IRAN“ markiert werden. Da 

nun eine sog. „positive Kenntnis“ über 

eine Lieferung in den Iran vorliegt, sind 

die einschlägigen Iran-Embargovorschrif-

ten vor Versendung der Ware nach Rotter-

dam zu prüfen.

Hinweis: Der Verstoß gegen Länder-

embargos führt regelmäßig zu hohen 

Strafen. 

Empfehlung: Prüfen Sie regelmäßig sämtli-

che für Sie relevanten Embargos, insbe-

sondere Länderembargos. Insbesonde-

re Ihre Mitarbeiter in den Vertriebs- und 

Servicebereichen sollten umfassend in 

der Anwendung der für Ihr Unterneh-

men relevanten Embargos informiert 

sein.

2. Schritt: Personenbezogene 

Embargos prüfen

Nach der Prüfung, ob gegen ein beteilig-

tes Land ein Embargo vorliegt, sind alle 

am Geschäft beteiligten Personen gegen 

die einschlägigen Sanktionslisten zu prü-

fen. 

Aus Sicht der EU sind dabei zunächst die 

nachstehenden einschlägigen Listen zu 

prüfen:

A  EU-Verordnungen 881/2002 (Al Quai-

da), 2580/2001 (Terror) und 753/2011 

(Taliban) inklusive aller Änderungsver-

ordnungen 

A  länderbezogene Embargo-EU-Verord-

nungen mit angehängten Adresslisten, 

z. B. für Russland, Birma/Myanmar, Iran, 

Irak, die Demokratische Republik Kon-

go, Nordkorea, den Sudan etc.

Die personenbezogenen Listen können sich 

permanent ändern und auch im Jahr 2023 

gab es diverse Änderungen, die regelmä-

ßig im Amtsblatt der Europäischen Union 

veröffentlicht wurden. Es wird empfoh-

len, alle mittelbaren und unmittelbaren 

Kontakte regelmäßig gegen die einschlä-

gigen Listen zu prüfen. 

Empfehlung: Aufgrund der großen Kom-

plexität der Prüfung gerade in mittleren 

und großen Firmen wird zu einer IT-ba-

sierenden Lösung geraten. 

Den in diesen Listen aufgeführten Per-

sonen und Organisationen dürfen weder 

direkt noch indirekt finanzielle Vermö-

genswerte oder wirtschaftliche Ressour-

cen (Vermögensgegenstände jeder Art) 

zur Verfügung gestellt werden oder zu-

gutekommen.  Jegliche Form von Be-

wegungen, Transfers, Veränderungen, 

Verwendung von wirtschaftlichen Res-

sourcen und Handel soll damit verhin-

dert werden. 

Wichtig: Eine manuelle Prüfung kann 

beispielsweise über die kostenlose In-

ternetseite „Justizportal des Bundes 

und der Länder“ erfolgen, die unter 

www.finanz-sanktionsliste.de abrufbar 

ist. Hier können somit vor jeder ge-

schäftlichen Transaktion die beteilig-

ten Personen gegen die einschlägigen 

EU-Güterlisten geprüft werden, wenn-

gleich eine umfassende Prüfung bei-

spielsweise gegen US-Listen über die-

ses Tool nicht möglich ist. 
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Die Dokumentation der Recherche könn-

te durch einen Ausdruck oder einen 

Screenshot der Seite erfolgen. Alternativ 

zur manuellen Prüfung ist die automati-

sierte Prüfung sinnvoll und empfehlens-

wert. Hierzu gibt es von verschiedenen 

Softwareanbietern entsprechende kos-

tenpflichtige Programme. Die deutsche 

Zollverwaltung selbst bietet keine auto-

matisierte Lösung an.

3. Schritt: Güterlisten prüfen

In der nächsten Ebene sind verschiedene 

Güterlisten zu prüfen. Für die Ausfuhr ge-

listeter Güter ist zwingend eine Ausfuhr-

genehmigung erforderlich.

Zu nennen ist hier zunächst Teil I Ab-

schnitt A und B der deutschen Ausfuhr-

liste. Diese umfassen gelistete Güter wie 

folgt:

A  Teil I Abschnitt A: Rüstungsgüter (und 

besonders konstruierte oder herge-

richtete Teile davon)

A  Teil I Abschnitt B: national gelistete 

Dual-Use-Güter (sog. „900er Güter“)

Neben der nationalen (deutschen) Aus-

fuhrliste sind die deutlich umfangreiche-

ren EU-Güterlisten zu prüfen. 

4. Schritt: Auffangklauseln „Catch-all“

Neben diesen Verboten und Beschrän-

kungen sind abschließend noch die sog. 

Auffangklauseln „Catch-all“ zu prüfen. Es 

besteht zum einen ein Genehmigungsvor-

behalt für nicht gelistete Güter im Zusam-

Verletzungen des humanitären Völker-

rechts bestimmt sind oder bestimmt sein 

können. 

Außerdem hat der Ausführer bei aufgrund 

der Anwendung seiner Sorgfaltspflicht 

erlangten eigener Kenntnis über eine 

sensitive Verwendung im vorgenannten 

Sinne die Behörde zu informieren; diese 

entscheidet sodann über eine etwaige 

Genehmigungspflicht. 

Fazit: Grundsätzlich ist jeder Ausführer 

vor jeder Ausfuhr verpflichtet, das Aus-

fuhrvorhaben auf eventuelle Beschrän-

kungen zu prüfen. Bei einigen Produkten 

bestehen auch Genehmigungspflichten 

für innergemeinschaftliche Lieferungen, 

beispielsweise im Bereich der Nuklear-

technik (Kategorie 0) oder bei Rüstungs-

gütern (Teil I Abschnitt A Ausfuhrliste). Es 

wird empfohlen, die Prüfschritte zu doku-

mentieren, um diese bei einer eventuellen 

Betriebsprüfung durch die Zollverwal-

tung nachweisen zu können. 

menhang mit Entwicklung, Herstellung, 

Handhabung, Betrieb, Wartung, Lagerung, 

Verbreitung von ABC-Waffen oder Flug-

körpern für ABC-Waffen.  Dieser gilt welt-

weit für alle Drittländer. Eine weitere 

Beschränkung betrifft die Lieferung von 

nicht gelisteten Gütern mit militärischer 

Endverwendung in Waffenembargolän-

der. In diesem Zusammenhang bedeutet 

militärische Endverwendung:

A  Einbau in Rüstungsgüter

A  Herstellungs-, Test- oder Analyseaus-

rüstung für die Entwicklung, Herstel-

lung oder Wartung von Rüstungsgü-

tern

A  Unfertige Erzeugnisse für eine Anlage 

zur Herstellung von Rüstungsgütern

Ein weiterer Genehmigungsvorbehalt be-

steht nach nationalem (deutschen) Recht 

für die Lieferung von Gütern für kern-

technische Anlagen für folgende Länder: 

Algerien, Irak, Iran, Israel, Jordanien, Liby-

en, Nordkorea, Pakistan und Syrien.

Neu hinzugekommen sind im Jahr 2021 

Genehmigungspflichten für die Ausfuhr 

nicht gelisteter Güter für digitale Über-

wachung. Es handelt sich dabei um sog. 

„cyber-surveillance items“. 

Demnach ist die Ausfuhr von bestimm-

ten nicht gelisteten Gütern für digitale 

Überwachung genehmigungspflichtig, 

wenn der Ausführer von der zuständigen 

Behörde darüber unterrichtet worden 

ist, dass die Güter zur Verwendung im 

Zusammenhang mit interner Repressi-

on, schwerwiegenden Verletzungen der 

Menschenrechte oder schwerwiegenden 
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